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Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Westbahnhof WI 83 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Rechtskraft: 14. November 2011 (BauNVO 1990/1993) 
 
 
A Städtebau 

gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 

folgende Nutzungen zulässig:  
 
− Gewerbebetriebe aller Art, soweit nicht 

unter A I 2. bis I 4. abweichend geregelt,  
 
− Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche Be-

triebe 
 
− Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-

bäude, 
 
− Anlagen für sportliche Zwecke, 
 
− Kioske. 

 
2. In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 

folgende Nutzungen ausnahmsweise zuläs-
sig: 
 
- Schank- und Speisewirtschaften, soweit 

sie der Versorgung des Gebietes dienen, 
 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 

und gesundheitliche Zwecke, 
 
- je Betrieb eine Wohnung für Aufsichts- 

und Bereitschaftspersonen oder für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse 
deutlich untergeordnet ist. Dabei sind auf 
dem Grundstück Westbahnhof 6 ein 
Nutzpflanzenanbau und Kinderspielflä-
chen unzulässig. 
 
In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 
muss die Wohnung in den gewerblichen 
Hauptbaukörper integriert sein. 

 
- Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und  

-zubehör, jedoch nur in Verbindung mit ei-
ner Kfz-Werkstatt und gegenüber der 
Werkstattnutzung untergeordnet, 

 
- Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen, 

die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung 
oder Weiterverarbeitung von Waren und 

Gütern stehen. 
Sie müssen in eine bauliche Anlage inte-
griert sein, die mit der gewerblichen Her-
stellung, Weiterverarbeitung oder Dienst-
leistung im Zusammenhang steht und die-
ser gegenüber von untergeordneter Größe 
sein. Nicht zulässig ist dabei der Verkauf 
folgender Sortimente: 
- Lebensmittel und Getränke, 
- Spielwaren, Literatur und Schreibwa-

ren, 
- Radio- und TV-Geräte, 
- Unterhaltungselektronik und Compu-

ter, 
- Fotoartikel und optische Geräte, 
- Uhren und Schmuck, 
- Bekleidung, Schuhe und Lederwaren, 
- Drogerieartikel (Körper- und Haus-

haltspflegemittel), 
- Haushaltsgeräte und –waren 
- Fahrräder. 
 

3. In den Gewerbegebieten GE 1 sind folgende 
Nutzungen unzulässig: 
 
− Vergnügungsstätten, Bordelle und bor-

dellähnliche Betrieb sowie Wohnungs-
prostitution, 

 
− Einzelhandelsbetriebe, die über die unter 

A I 2. genannten Einzelhandelsbetriebe 
hinausgehen, 

 
− Tankstellen. 

 
4. In den Gewerbegebieten GE 2 – GE 4 sind 

folgende Nutzungen unzulässig: 
 
- Vergnügungsstätten, Bordelle und bordell-

ähnliche Betriebe sowie Wohnungsprostu-
tion, 

- Einzelhandelsbetriebe, die über die unter 
A I 2. genannten Einzelhandelsbetriebe 
hinausgehen, 

- Speditionen, 
- Tankstellen, 
- Betriebe der Schrott- und Altmaterialvwer-

tung. 
 
5. Allgemeines Wohngebiet WA 
 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind folgen-
de Nutzungen unzulässig: 
 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 
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II Maß der baulichen Nutzung, Höhe baulicher 
Anlagen  

1. Die maximal zulässige Höhe der baulichen
Anlagen darf ausnahmsweise von techni-
schen Anlagen, wie z. B. Schornsteinen,
Fahrstuhlaufbauten und Lüftungsanlagen
überschritten werden, soweit die Überschrei-
tung nicht mehr als 3,00 m beträgt und sich
auf einen untergeordneten Teil der Grundflä-
che beschränkt.

2. Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die
Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen
Verkehrsfläche an dem Punkt der Straßen-
begrenzungslinie, der der Mitte der der Stra-
ße zugewandten Gebäudeseite am nächsten
liegt. Dabei werden die A 391 und die Mün-
chenstraße nicht als nächstgelegene öffentli-
che Verkehrsfläche im Sinne dieser Festset-
zung berücksichtigt.

Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugs-
punkt zur Mitte der straßenseitigen Gebäude-
seite, so ist die Normalhöhe um das Maß der 
natürlichen Steigung oder des Gefälles zu 
verändern. 

III Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 

1. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen sind auch Baukörper mit einer Länge
über 50,00 m zulässig.

2. Die Baugrenzen entlang der Bauverbotszo-
nen dürfen nur mit Zustimmung der Landes-
behörden für Straßenbau ausnahmsweise
überschritten werden (siehe nachrichtliche
Übernahme 1.). Außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen sind jedoch Werbeanla-
gen unzulässig (siehe B II 2.).

IV Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 
Anlieger. 

 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 
Anlieger und der Träger der Ver- und Entsor-
gung. 

 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten des
Trägers der Stromversorgung.

V Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen 

1 Lärmpegelbereiche 

1.1 In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 
passive Schallschutzmaßnahmen für Aufent-
haltsräume nach den Bestimmungen für die 
im Bebauungsplan festgesetzten Lärmpegel-
bereiche (LPB) gemäß DIN 4109 „Schall-

schutz im Hochbau“ durchzuführen. 

Für Schlafräume und Kinderzimmer sind 
schallgedämmte Lüftungsöffnungen gemäß 
VDI 2719 vorzusehen. 

1.2 Von den Festsetzungen unter 1.1 kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass der erforderliche 
Schallschutz auf andere Weise gewährleistet 
ist. Der Nachweis kann auf der Grundlage ei-
ner Einzelfallberechnung gemäß VDI-
Richtlinie 2719 „Schalldämmung von Fens-
tern“ und deren Zusatzeinrichtungen“ unter 
Berücksichtigung des Geschosses, der 
Grundrissorganisation und der Anordnung 
auf dem Baugrundstück erfolgen. 

2. Emissionsbeschränkungen

2.1 Die Gewerbegebiete sind hinsichtlich der 
zulässigen Schallemissionen gemäß § 1 Abs. 
4 BauNVO gegliedert. Betriebe dürfen die je-
weiligen immissionsrelevanten flächenbezo-
genen Schallleistungspegel (IFSP) gemäß 
den zeichnerischen Festsetzungen nicht 
überschreiten. 

Die Berechnung der aus den festgesetzten 
flächenbezogenen Schallleistungspegeln re-
sultierenden Immissionswerte Ll ist gemäß 
Nr. 7.3.2 der ISO 9613-2 nach dem alternati-
ven Verfahren für eine Mittenfrequenz  
f = 500 Hz und eine mittlere Quellhöhe  
hQ = 3 m über GOK durchzuführen. 

3. Von den festgesetzten immissionsrelevanten
flächenbezogenen Schallleistungspegeln
(IFSP) kann ausnahmsweise abgewichen
werden, wenn

- die freie Schallausbreitung durch ausrei-
chende aktive Lärmschutzmaßnahmen 
wie Lärmschutzbebauung oder Lärm-
schutzwand dauerhaft eingeschränkt wird 
oder 

- ein Ausgleich aufgrund innerer Absorpti-
on, Streuung oder Abschirmung herge-
stellt wird, soweit dieser dauerhaft ist. 

In beiden genannten Fällen ist durch ein 
schalltechnisches Gutachten gemäß DIN 
ISO 9613-2 der Nachweis zu erbringen, dass 
durch die geplanten aktiven Lärmschutzmaß-
nahmen die jeweils festgesetzten immissi-
onsrelevanten flächenbezogenen Schallleis-
tungspegel in ihrer Gesamtwirkung nicht 
überschritten werden. 

4. Innerhalb der festgesetzten Fläche für be-
sondere Anlagen des Immissionsschutzes ist
eine Lärmschutzanlage in einer Höhe von
mind. 3,00 m anzulegen. Wird die Lärm-
schutzanlage als Wand errichtet, so muss ein
bewertetes Schalldämmmaß von – 25 dB(A)
erreicht werden.
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VI Grünordnung 
 
1. Erhaltung von Gehölzen 
 
1.1 Der festgesetzte zu erhaltende Baum ist 

durch geeignete Maßnahmen zu schützen, zu 
pflegen und auf Dauer zu erhalten.  

 
1.2 Der vorhandene Gehölzbestand innerhalb der 

Flächen für die Erhaltung von Pflanzen ist 
dauerhaft zu erhalten und durch Nachpflan-
zungen als geschlossener Bestand aus mit-
tel- und großkronigen Laubbäumen und 
Sträuchern zu entwickeln. Abgänge sind 
gleichwertig spätestens in der folgenden 
Pflanzperiode nachzupflanzen. 

 
2. Private Flächen 
 
 Die Festsetzungen zur Begrünung privater 

Flächen gelten nur für die Gewerbegebiete 
GE 1 – GE 4. 

 
2.1 Mind. 10 % der Grundstücksflächen sind zu 

begrünen: Je angefangene zu begrünende 
100 m² sind ein mind. mittelkroniger Laub-
baum und 5 Sträucher zu pflanzen. 
 
Hierauf anrechenbar sind: 
 
− die Flächen für Anpflanzungen gemäß VI 

2.2. Die anrechenbare Einzelfläche muss 
dabei eine Mindestgröße von 50 m² und 
eine Mindestbreite von 3,00 m aufwei-
sen; 

− die private Grünfläche „Abstandsgrün“,  
− die gemäß VI 2.2 bis 2.4 anzupflanzen-

den Bäume, 
 

2.2 In den Flächen für Anpflanzungen  1  und  
 2  sind vollflächig standortgerechte Sträu-
cher im Pflanzabstand von 1,00 m zu pflan-
zen. Die Flächen dürfen für eine Ein- oder 
Ausfahrt je Grundstück auf einer Länge bis 
zu 10,00 m unterbrochen werden. 
 
In den Flächen für Anpflanzungen  1   sind 
zusätzlich je angefangene 10,0 lfdm. Grund-
stücksgrenze ein großkroniger Laubbaum zu 
pflanzen. 
 

2.3 In der privaten Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Abstandsgrün“ sind in einem Re-
gelabstand von 8,00 m mittelkronige Laub-
bäume zu pflanzen. Auf mindestens 30 % der 
Fläche ist eine dichte Strauchpflanzung her-
zustellen. Ein Nutzpflanzenanbau bzw. eine 
Kinderspielfläche ist nur ausnahmsweise zu-
lässig, wenn ein Auftrag durch unbelasteten 
Boden in einer Mächtigkeit von mindestens 
0,60 m durchgeführt wurde. 
 

2.4 Auf neu zu errichtenden Stellplatzanlagen mit 
mind. 6 Stellplätzen ist je 6 Stellplätze ein 
mind. mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen. 
Die Baumstandorte sind bei Anlagen mit 
mehr als 10 Stellplätzen als gliedernde Ele-
mente in die Stellplatzanlage zu integrieren. 

 
 
 

3. Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Die Parkstreifen in der Büchnerstraße sind 
mit mind. 20 großkronigen Laubbäumen zu 
untergliedern. 
 

4. Öffentliche Grünflächen 
 

4.1 In der öffentlichen Grünfläche  1  sind fol-
gende Nutzungen zulässig: 
 
- Jugendplatz, Abenteuerspielplatz 
 
- Anlagen für soziale, kulturelle und sportli-

che Zwecke 
 
- Bauliche Anlagen, die der jeweiligen 

Zweckbestimmung dienen (wie z. B. zur 
Ausübung sportlicher und sozialer Zwecke, 
Aufenthaltsmöglichkeiten, Sanitäreinrich-
tungen) sind nur innerhalb der überbauba-
ren Grundstücksfläche und nur mit einer 
Höhe von max. 10,00 m zulässig. 

 
- Bauliche Nebenanlagen, die der jeweiligen 

Zweckbestimmung dienen, (wie z. B. Gerä-
teräume) sind ausnahmsweise auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig, jedoch nur bis zu einer Grundflä-
che von insgesamt max. 100 m² und bis zu 
einer Höhe von max. 6,00 m. 
 

4.2 In der öffentlichen Grünfläche  2  sind fol-
gende Nutzungen zulässig: 
 
- Jugendplatz, Abenteuerspielplatz 
 
- Gartenland 
 
- bauliche Anlagen und Nebenanlagen, die 

der jeweiligen Zweckbestimmung dienen 
(wie z. B. Aufenthaltsmöglichkeiten, Sani-
täreinrichtungen, Geräteräume) sind aus-
nahmsweise bis zu einer Grundfläche von 
insgesamt max. 100 m² und einer Höhe von 
max. 6,00 m zulässig. 

 
5. Öffentliche und private Flächen 
 
5.1 Für die festgesetzten Anpflanzungen auf 

öffentlichen und privaten Flächen sind fol-
gende Pflanzqualitäten vorzusehen: 
 
- Laubbäume auf öffentlichen Verkehrsflä-

chen: Hochstämme, Stammumfang 20 bis 
25 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, 
 

- Laubbäume: Hochstämme, Stammum-
fang 16 – 18 cm, gemessen in 1 m Höhe, 
 

- Heister: 120 bis 150 cm Höhe 
 

- Großsträucher: mind. 3 x verpflanzt, 100 – 
125 cm Höhe, 
 

- sonstige Strauchpflanzungen:  mind. 2 x 
verpflanzt, 60 – 100 cm Höhe 
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5.2 Für die Bäume auf öffentlichen Verkehrsflä-
chen und privaten Stellplatzanlagen ist je 
Baum eine gegen Überfahren zu sichernde 
dauerhaft begrünte Vegetationsfläche von 
mind. 2,00 m Breite und 9 m² Fläche vorzu-
sehen. 
 

5.3 Die festgesetzten Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungen gemäß § 9 (1) Nr. 25 a 
BauGB sind fachgerecht auszuführen, dau-
erhaft zu unterhalten und bei Abgang gleich-
artig zu ersetzen. 
 

5.4 Die auf Privatgrundstücken zur Begrünung 
vorgesehenen Grundstücksflächen müssen 
bis zur Ingebrauchnahme der baulichen An-
lage ausgebaut sein. Sie sind spätestens in 
der nächstfolgenden Pflanzperiode gemäß 
den Festsetzungen abschließend zu begrü-
nen. 
 

5.5 Anpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 
sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 
der Verkehrsflächen/bzw. des jeweiligen Er-
schließungsabschnittes durchzuführen und 
abzuschließen. 
 

5.6 Die Anpflanzungen auf öffentlichen Flächen 
sind mit einer zweijährigen Entwicklungspfle-
ge im Anschluss an die Fertigstellungspflege 
fachgerecht auszuführen. 

 
 
VII Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
 Entwicklung von Boden, Natur und Land-
 schaft 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünflächen  1  ,  2  ,  3  
und  4  sind insgesamt 75 künstliche Fledermaus-
höhlen (Großraumkästen, Rundkästen) unterzubrin-
gen. 
 
 
B Gestaltung 

gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 
BauGB 
 
 
I Geltungsbereich 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für die Gewerbe-
gebiete GE 1 bis GE 4. 
 
 
II Werbeanlagen 
 
1. Werbeanlagen sind nur innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

2. In einem Abstand von jeweils 20,0 m zur 
Planstraße A und zur Straße Westbahnhof 
sowie zu den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ sind 
nur Werbeanlagen an der Stätte der Leistung 
zulässig. 
 
Auf den übrigen Flächen innerhalb der Ge-
werbegebiete ist Fremdwerbung zulässig. 

 

3. Innerhalb der Flächen für die Stellplatz- und 
Grundstücksbegrünung (A VI 2.) sind Wer-
beanlagen unzulässig. 
 

4. Ausnahmsweise sind Werbeanlagen an der 
Stätte der Leistung auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen - und damit 
auch innerhalb der Flächen für Anpflanzun-
gen - an Ein- und Ausfahrten von und zu öf-
fentlichen Verkehrsflächen zulässig. Dabei ist 
eine Werbeanlage je Grundstück zulässig, 
bei mehreren Betrieben auf einem Grund-
stück als Sammelanlage. Eine beidseitige 
Ansicht der Anlage ist zulässig. Die Größe 
der Werbeanlage darf. max. 6 m² je An-
sichtsseite betragen. 
 

5. Die Oberkanten von Werbeanlagen, die an 
Gebäuden befestigt sind, dürfen die Höhe 
des jeweiligen Gebäudes um max. 2,0 m 
überschreiten. 
 
Sie dürfen eine Höhe von max. 12,00 m über 
dem Bezugspunkt gemäß A II 2. nicht über-
schreiten. 
 

6. Werbeanlagen, die an Gebäuden befestigt 
sind, dürfen einen Flächenanteil von max. 
10 % je Gebäudeseite einnehmen und eine 
Größe von insgesamt max. 10,00 m² je Ge-
bäudeseite nicht überschreiten. 
 

7. Freistehende Werbeanlagen dürfen folgende 
maximale Höhe über dem Bezugspunkt ge-
mäß A II 2. nicht überschreiten: 
 
- Fahnenmasten bis 9,00 m, 

 
- Werbetürme bis 12,00 m, 

 
- sonstige freistehende Werbeanlagen bis 

4,00 m. 
 

8. Freistehende Werbeanlagen sind nur in fol-
gender Anzahl zulässig: 
 
- Werbetürme sind nur bei einer Grund-

stücksgröße ab 3 000 m² zulässig. Je 
Grundstück ist nur ein Werbeturm zuläs-
sig. 
 

- Je angefangene 1 000 m² Grundstücks-
fläche darf eine freistehende sonstige 
Werbeanlage errichtet werden. Je Grund-
stück ist eine Anzahl von insgesamt max. 
zehn freistehenden Werbeanlagen zuläs-
sig. 
 
Max. fünf dieser freistehenden Werbean-
lagen dürfen Fahnenmasten sein. 
 

9. Die gesamten Ansichtsflächen (alle Seiten) 
einer freistehenden Werbeanlage dürfen 
max. 15 m² nicht überschreiten. 

 
10. Eine Beleuchtung der Werbeanlagen ist nur 

zulässig, wenn die Verkehrssicherheit nicht 
beeinträchtigt wird. 

 
11. Unzulässig sind Anlagen mit sich turnusmä-

ßig verändernder Werbedarstellung, wie z. B. 
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Prismen-Wendeanlagen, Rollbänder, Film-
wände oder CityLightBoards. 

 
12. Unzulässig sind blinkende Werbeanlagen, 

Wechsellicht und Lauflichtbänder. 
 
 

III Einfriedungen 
 
1. Bauliche Einfriedungen angrenzend an öf-

fentliche Flächen dürfen nur bis zu einer 
Höhe von max. 1,20 m massiv, z. B. als 
Mauer, ausgeführt werden. 
 
Oberhalb von 1,20 m dürfen Einfriedungen 
nur transparent ausgeführt werden, z. B. mit 
Metallstäben. 
 

2. Bauliche Einfriedungen angrenzend an öf-
fentliche Flächen sind je Baugrundstück ent-
lang der jeweiligen Grundstücksgrenzen be-
züglich Form, Farbe, Material und Struktur 
einheitlich zu gestalten. 

 
3. Im Gewerbegebiet GE 4 sind bauliche Ein-

friedungen nur bis zu einer Höhe von max. 
1,20 m zulässig. 

 
 
IV Trafostationen 
 
Die Transformatorenstationen sind mit Gehölzpflan-
zungen einzugrünen. 
 
 
V Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchfüh-
ren lässt, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen 
(Teil B) entspricht. 
 
 
C Nachrichtliche Übernahmen 
 
1. Bauverbotszonen 

 
1.1 Innerhalb der in der Planzeichnung gekenn-

zeichneten Bauverbotszone gem. § 9 Fern-
straßengesetz (FStrG) sind Hochbauten jeder 
Art sowie Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs unzulässig. 
 
Ebenfalls unzulässig sind bauordnungs-
rechtlich notwendige Stellplätze und deren 
Zufahrten, notwendige Feuerwehrumfahrten 
sowie Fluchtwege.  
 

1.2 Eine Ausnahme für die unter 1.1 genannten 
Nutzungen ist nur mit Zustimmung der Lan-
desstraßenbaubehörden zulässig und nur 
dann,  
 
−   wenn für den Fall der Inanspruchnahme 

der Bauverbotszone Alternativen zur Ver-
fügung stehen und dauerhaft freigehalten 
werden können (z. B. für mögliche 
bauordnungsrechtlich nicht notwendige 
Stellplätze oder Lagerflächen außerhalb 
der Bauverbotszone) und 

−  wenn die Festsetzungen dieses Be-
bauungsplanes im Übrigen eingehalten 
werden (siehe insbesondere A III 2.). 

 
2. Werbeanlagen an Autobahnen 
 

Die grundsätzlichen Regelungen zu Werbe-
anlagen an Autobahnen aus dem Allgemei-
nen Rundschreiben ARS 32/2001 des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BNVBS) sind zu beachten, d. h.:  
 
−  innerhalb der Bauverbotszone: keine 

Werbeanlagen 
 

−  außerhalb der Bauverbotszone: keine 
Werbeanlagen, wenn dadurch Verkehrs-
teilnehmer in einer den Verkehr gefähr-
denden oder erschwerenden Weise abge-
lenkt oder belästigt werden können bzw. 
wenn sie der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs, der Ausbauabsichten oder 
der Straßenbaugestaltung widersprechen, 
d. h.: Werbeanlagen nur am Ort der Leis-
tung, Höhe der Werbeanlagen in der Re-
gel max. 20,0 m, keine Prismenwende-
anlagen, keine Lauflichtbänder, keine 
Rollbänder, keine Filmwände, keine Licht- 
und Laserkanonen, keine Werbung mit 
Botschaften, keine akustische Werbung 
u. a. 

 
 
D Hinweise 
 
1. Kampfmittel 

 
1.1 Es ist davon auszugehen, dass im gesamten 

Geltungsbereich  noch Kampfmittel vorhan-
den sind. Vor Hoch- und Tiefbaumaßnahmen 
sind aus Sicherheitsgründen Gefahrenerfor-
schungsmaßnahmen durchzuführen. Eine 
Freigabebescheinigung der Zentralen Poli-
zeidirektion Hannover ist der Stadt Braun-
schweig, Abteilung Umweltschutz, vor Beginn 
jeglicher Bauarbeiten vorzulegen. 
 

2. Boden, Abfall, Grundwasser 
 
2.1 Im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes 

liegen Grundwasserbelastungen mit leicht-
flüchtigen halogenierten Kohlenwasserstof-
fen (LHKW) vor. Die vorgesehene Nutzung 
ist hierdurch nicht gefährdet, bei Baumaß-
nahmen, die Grundwasserhaltungen erfor-
dern, ist jedoch mit besonderen Maßnah-
men/Auflagen zu rechnen. 

 
2.2 Im Planbereich befinden sich mehrere 

Grundwassermessstellen. Die Messstellen 
sind zu erhalten und jederzeit zugänglich zu 
halten. In Abstimmung mit der Unteren Bo-
denschutzbehörde der Stadt Braunschweig 
ist eine Verlegung einzelner Messstellen auf 
Kosten des Antragstellers möglich. 

 
2.3 Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren 

ist eventuell mit Nebenbestimmungen über 
erforderliche Untergrunduntersuchungen, die 
Entsorgung kontaminierten Bodens bzw. be-
sonderer Maßnahmen/Auflagen bei Grund-
wasserhaltungshaltungen zu rechnen. 
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2.4 Im gesamten Plangebiet muss flächenhaft 

mit Auffüllungen gerechnet werden. Örtlich 
wurden in den Auffüllungen Schlacke, Bau-
schuttreste, Asche, Beton- und Ziegelreste 
festgestellt. Aufgrund dieser Beimengungen 
können die Auffüllungen teilweise mit 
Schwermetallen, PAK und anderen Stoffen 
belastet sein. In vielen Bereichen entspricht 
das Auffüllungsmaterial den Kategorien Z 2 
und > Z 2 nach LAGA-TR Boden. Bei Tief-
bauarbeiten ist davon auszugehen, dass der 
Bodenaushub gemäß den abfallrechtlichen 
Vorschriften gesondert verwertet bzw. ent-
sorgt werden muss. 

 
2.5 Im gesamten Plangebiet sind, außer den 

gekennzeichneten Bodenverunreinigungen, 
kleinräumige Bodenverunreinigungen mög-
lich. 

 
2.6 In weiten Teilen des Plangebietes sind tech-

nische Versickerungsmaßnahmen auf Grund 
der geringen Grundwasserflurabstände nicht 
möglich. 
 
Eine technische Versickerung von Nieder-
schlagswasser ist in den verunreinigten Be-
reichen und im Umfeld davon nicht ohne wei-
teres (z. B. Bodenaustausch) genehmigungs-
fähig. 

 
2.7 In den kontaminierten Bereichen sind bei 

Tiefbauarbeiten besondere Anforderungen 
an Arbeitsschutzmaßnahmen zu stellen. 

 
2.8 Die Grundwasserflurabstände sind generell 

als sehr gering einzustufen. In weiten Teilen 
des Plangebietes liegen die erwarteten mittle-
ren niedrigsten Grundwasserflurabstände 
zwischen 0,1 m und 1,0 m. Bei Baumaßnah-
men ist mit der Notwendigkeit von Abdich-
tungsmaßnahmen zu rechnen. 

 
3. Entsorgung Niederschlagswasser 

 
In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 3 wird 
der max. zulässige Drosselabfluss im Rah-
men der Entwässerungsgenehmigung festge-
legt. 

 
4. Artenschutz 

 
Die Bestimmungen des Artenschutzes ge-
mäß § 42 BNatSchG sind zu beachten. Die 
Verbote des § 42 BNatSchG sind insbeson-
dere bei der Entfernung von Gehölzen sowie 
Abriss- und Sanierungsmaßnahmen von Ge-
bäuden zu beachten, die dem Artenschutz 
unterliegende Vogel- und Fledermausarten 
betreffen könnten. 
 

5. Freiflächenpläne 
 
In den Gewerbegebieten GE ist im Rahmen 
des Bauantrages ein qualifizierter Freiflä-
chenplan vorzulegen. 
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